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Seit Jahrzehnten stand 
Palästina nicht mehr so 
im internationalen Ram-

penlicht, wie seit Beginn des 
aktuellen Krieges am 7. Okto-
ber 2023. Während Israel den 
palästinensischen Gaza-
Streifen in Schutt und Asche 
bombt und für 2,3 Millionen 
Palästinenser unbewohnbar 
macht, versuchen die palästi-
nensischen Qassam-Briga-
den und ihre Verbündeten die 
Existenz Palästinas zu be-
haupten. Diverse ausländi-
sche Akteure nutzen den un-
gleichen Kampf, um eigene 
Interessen durchzusetzen. 
Die Palästinenser bezahlen 
mit ihrem Leben dafür, daß 
sie ihre Heimat nicht herge-
ben und nicht verlassen wol-
len. 

Der geschichtliche  
Kontext 

Vor knapp 1000 Jahren 
begannen die Kreuzzüge, die 
eine 100-jährige Fremdherr-
schaft in Palästina erzwan-
gen, im 15. Jahrhundert fiel 
das Land ans Osmanische 
Reich. Im ersten Weltkrieg 
(1914-1918) teilten die beiden 
europäischen Kolonialmächte 
Frankreich und Großbritan-
nien den gesamten »Frucht-
baren Halbmond« untereinan-
der entsprechend ihrer Inte-
ressen auf, von dem Palästi-
na – in Einheit mit Libanon, 
Syrien – den westlichen End-
punkt bildete. Beide teilten ihr 
jeweiliges Mandatsgebiet wei-
ter auf und Großbritannien 
zerlegte sein Mandatsgebiet 
Palästina noch einmal, es ent-
stand Transjordanien.  

Nach dem 2. Weltkrieg 
(1939-1945) entschied dann 
die neu gegründete UNO, das 
britische Mandatsgebiet Pa-
lästina wiederum in einen jü-
dischen und in einen arabi-
schen Staat aufzuteilen 
(UNO-Teilungsplan 1947). 
Weder die Araber noch die 
Zionisten, die seit dem Ende 
des 19. Jahrhunderts in Pa-
lästina einen »Judenstaat« 
gründen wollten, waren mit 
dem Teilungsplan einverstan-
den. Die Zionisten wollten das 
ganze Land für sich und be-
gannen mit der Vertreibung 
und Ermordung der arabi-
schen Bevölkerung.  

Im Mai 1948 riefen die Zio-
nisten den Staat Israel ins Le-
ben, Syrien, Jordanien und 
Ägypten reagierten mit Krieg. 
Ende 1949 konnte Israel den 
Krieg für sich entscheiden 
und hatte 78 Prozent des Ge-
bietes besetzt, das 1947 im 
UNO-Teilungsplan in zwei 
Staaten aufgeteilt werden 
sollte. Die arabische Bevölke-
rung, die seit 1947 vertrieben 
worden war, lebte fortan als 
Inlandsvertriebene in Zeltla-
gern in Ostjerusalem, im 
Westjordanland und im Gaza-
Streifen. 

Sich diese Entwicklung in 
Erinnerung zu rufen, ist wich-
tig, um den aktuellen Krieg 
und die Tiefe des Konflikts zu 
verstehen. Die Zionisten – ge-
führt von der Likud-Partei und 
Benjamin Netanyahu – wollen 
das ganze Palästina für sich, 
das zeigen aktuelle Umfra-
gen, das zeigt die fortgesetzte 
Besiedlung im besetzten 
Westjordanland.  

Israel will  
das ganze Land 

Das heutige Israel, seine 
Regierung und die Mehrheit 
seiner Bevölkerung wollen 
keinen palästinensischen 
Staat, wie es der UNO-Tei-

lungsplan von 1947 oder das 
Oslo-Abkommen von 1993, 
das eine Zwei-Staaten-Lö-
sung vorsahen. Das Recht 
der Palästinenser auf einen 
eigenen Staat und auf Rück-
kehr (oder Entschädigung), 
wie zahlreiche Resolutionen 
sowohl des UNO-Sicherheits-
rats als auch der UNO-Gene-
ralversammlung wieder und 
wieder forderten, hat für Israel 
keine Bedeutung. Offen wer-
den Pläne diskutiert, die Men-
schen aus dem Gaza-Streifen 
in die Sinai-Wüste, die Men-
schen aus dem Westjordan-
land nach Jordanien zu ver-
treiben. Gaza soll vollständig 
von jüdischen Siedlern über-
nommen werden. 

Die Hamas, gegen die Is-
rael aktuell Krieg führt, be-
steht aus dem politischen Flü-
gel um den Vorsitzenden Is-
mail Haniyeh, der im Exil in 
Doha, Katar lebt. Der militäri-
sche Flügel, die Qassam-Bri-
gaden bestimmen das Ge-
schehen. Sie kooperieren mit 
dem Islamischen Jihad und 
anderen, kleineren militanten 
Widerstandsgruppen. Mit der 
militärischen Operation am  
7. Oktober sollte die Absper-
rung des Gaza-Streifens 
durchbrochen werden, israeli-
sche militärische Überwa-
chungsanlagen des Gaza-
Streifens zerstört, die dort sta-
tionierten Soldaten getötet 
oder gefangen genommen 
werden, um dann in den Ga-
za-Streifen zurückzukehren. 
Ziel war es, viele militärische 
und möglichst hochrangige 
Gefangene zu nehmen, um 
auf diesem Weg alle palästi-
nensischen Gefangenen frei-
zupressen. Verhandlungen 
darüber waren gescheitert. 

Bei den aktuellen indirek-
ten Verhandlungen halten die 
Qassam-Brigaden an ihrem 
Ziel fest und haben Anfang 
Februar einen Drei-Stufen-
Plan vorgelegt, der über einen 
Zeitraum von 135 Tagen – et-
wa 4,5 Monaten – umgesetzt 
werden soll. Grundlage ist zu-
nächst eine gegenseitige be-
fristete Waffenruhe, die am 
Ende des Drei-Stufen-Plans 
in einen Waffenstillstand über-
gehen soll. Die israelische Ar-
mee soll sich aus dem ge-
samten Gazastreifen zurück-
ziehen. In den ersten 45 Ta-
gen sollen alle weiblichen is-

raelischen Gefangenen frei-
gelassen werden, ebenso jun-
ge Männer unter 19 Jahren, 
die nicht der israelischen Ar-
mee angehören, sowie Alte 
und Kranke. Im Gegenzug 
soll Israel 1.500 palästinensi-
sche Gefangene freilassen: 
alle Frauen, alle Kinder und 
alle älteren Gefangenen. 500 
dieser Gefangenen sollen die-
jenigen sein, die zu einer le-
benslangen Freiheitsstrafe 
verurteilt wurden. Darüber 
hinaus fordern die Qassam-
Brigaden mindestens 500 
Lastwagen mit humanitären 
Hilfsgütern und mit Benzin 
täglich in den Gazastreifen. 
60.000 Übergangsunterkünfte 
und 200.000 Zelte sollen er-
richtet werden. Die Inlands-
vertriebenen müssen in ihre 
Wohnungen im Gaza-Streifen 
ungehindert zurückkehren 
können  

Der israelische Minister-
präsident Benjamin Netanja-
hu und sein Kriegskabinett 
haben den Plan abgelehnt. 
Die Hamas im Gaza-Streifen 
soll zerschlagen werden, ein 
Angriff auf die südliche Grenz-
stadt Rafah, wo sich mehr als 
1 Million Inlandsvertriebene 
auf engstem Raum aufhalten, 
wird vorbereitet. 

USA und EU  
an der Seite Israels 
Die USA unterstützen Isra-

el politisch, finanziell, medial, 
mit Waffen und militärischer 
Expertise. Im UNO-Sicher-
heitsrat blockieren und verzö-
gern die USA Resolutionen, 
die einen sofortigen Waffen-
stillstand fordern und ver-
schaffen Israel damit Zeit, sei-
nen Krieg in Gaza fortzuset-
zen. Zuletzt legten die USA ei-
nen Resolutionsentwurf vor, in 
dem ein »Waffenstillstand so 
bald wie möglich« gefordert 
wird. Voraussetzung: die Frei-
lassung aller israelischen Gei-
seln durch die Hamas. 

Washington verschaffe Is-
rael eine »Lizenz zur Tötung 
palästinensischer Zivilisten« 
kritisierte der russische Bot-
schafter Wassili Nebensja 
den Resolutionsentwurf. Wa-
shington wolle den UNO-Si-
cherheitsrat weiter zu einem 
»Schutzschirm über die israe-
lische Militär-Operation« in 
dem Küstenstreifen machen. 
Er forderte die anderen Mit-

gliedstaaten im UNO-Sicher-
heitsrat auf, dieses »destrukti-
ve Vorgehen« nicht zu unter-
stützen. 

Das übergeordnete Ziel 
der USA ist es, ihre geopoliti-
sche Kontrolle über die ge-
samte Region zu stabilisieren. 
Kern dieses »Kontroll-
schirms« sind Israel und seine 
Armee, die voll in die militäri-
sche Sicherheitsstruktur der 
USA und der NATO eingebun-
den ist. Unter Netanjahu und 
seiner rechtsextremen sied-
lerkolonialen Regierung ha-
ben sich Konflikte innerhalb 
Israels und in den besetzten 
palästinensischen Gebieten 
verstärkt, die Israel und den 
Einfluß der USA schwächen. 
Der 7. Oktober hat diese Lage 
für die USA weiter verschärft. 

Mit der Unterstützung des 
Gaza-Krieges will Washington 
Israel als regionalen Akteur 
stabilisieren und für die be-
gonnene Politik der Normali-
sierung der Beziehungen mit 
den arabischen Golfstaaten 
wieder interessant zu ma-
chen. Da diese – zumindest 
vordergründig – dafür die Um-
setzung der Zwei-Staaten-Lö-
sung in den Grenzen von 
1967 mit Ostjerusalem als 
Hauptstadt des Staates Pa-
lästina fordern, haben die 
USA die Zwei-Staaten-Lö-
sung wieder aus dem Regal 
geholt, wo sie fast zwei Jahr-
zehnte Staub angesetzt hatte, 
während der völkerrechtswid-
rige Siedlungsbau ungehin-
dert voranging. 

In Ermangelung politi-
schen Interesses an einer 
wirklichen palästinensischen 
Lösung in Palästina – was ei-
ne inner-palästinensische 
Versöhnung, eine Einbezie-
hung der Hamas, Kooperation 
aller Organisationen mit der 
PLO und Neuwahlen bedeu-
ten würde – bleibt der Plan 
der USA für eine mögliche 
Zwei-Staaten-Lösung mehr 
als vage. Auch die USA wol-
len die Hamas ausschalten. 
Also muß die Palästinensi-
sche Autonomiebehörde 
(PA)von Mahmud Abbas (Fa-
tah) »wiederbelebt« werden, 
wie es USA-Außenminister 
Antony Blinken formulierte. 
Ein Regierungswechsel der 
PA soll einen »technokrati-
schen Neuanfang« signalisie-
ren. Wie diese am »Tag nach 

dem Krieg« in Gaza die Kon-
trolle übernehmen soll – in en-
ger »Kooperation mit Israel«, 
versteht sich – ist völlig un-
klar. Größtes Hindernis bleibt 
sicherlich die große Ableh-
nung der Palästinenser gegen 
die Autonomiebehörde, nicht 
zuletzt wegen deren enger 
Kooperation mit Israel und is-
raelischen Sicherheitskräften. 

Um die arabischen Golf-
staaten an dem Plan interes-
siert zu halten, bietet Wa-
shington Saudi-Arabien, den 
Vereinigten Arabischen Emi-
raten und den Golf-Staaten 
umfangreiche militärische Zu-
sammenarbeit an, wenn sie 
ihre Beziehungen mit Israel 
vertiefen und militärisch koor-
dinieren. In Zukunft soll ein 
Dreigestirn aus NATO, EU 
und Israel den »Kontroll-
schirm« vom östlichen Mittel-
meer bis zum Persischen Golf 
und darüber hinaus spannen 
und es so den USA ermögli-
chen, eine neue Front gegen 
China in Asien vorzubereiten. 

Der Plan der USA für den 
Mittleren Osten dient nicht 
dem Schutz und der Entwick-
lung der Völker und ihrer 
Staaten in der Region, er 
dient der Konfrontation mit 
Rußland, mit dem Iran und mit 
China, und er soll die Interes-
sen der USA und ihrer Partner 
– darunter die EU – für die 
Ausbeutung der Rohstoffe 
und die Kontrolle der Ost-
West-Transportwege – Straße 
von Hormus, Arabisches 
Meer, Golf von Aden, Bab al-
Mandab, Rotes Meer und Su-
ez-Kanal – sichern. 

China, Rußland  
und BRICS 

China und Rußland haben 
in den letzten zehn Jahren er-
heblich an Einfluß in der Re-
gion gewonnen. Durch ihre 
Kooperation mit dem Iran, ha-
ben sie den Iran – entgegen 
aller martialischen Warnun-
gen aus Israel – als Akteur in 
der Region gestärkt. Auch 
China ist an der Region aus 
Gründen der Geopolitik inte-
ressiert und will die vielen 
Konflikte durch Kooperation 
und Entwicklung stabilisieren. 
Ein Instrument dafür ist das 
Projekt der Neuen Seiden-
straße, aber auch BRICS, der 
erstarkte politische Zusam-
menschluß Rußlands und 

Chinas mit dem globalen Sü-
den, spielt zunehmend eine 
wichtige Rolle. Seit Beginn 
des Jahres 2024 gehören der 
Iran, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, Saudi-Ara-
bien, Ägypten und Äthiopien 
dem Bündnis an und schaffen 
damit eine Brücke zwischen 
Asien, Westasien und Afrika 
rund um die Straße von Hor-
mus, das Rote Meer und den 
Suez-Kanal, die zu den wich-
tigsten Meerengen der Welt 
zählen. 

Die arabischen Golfstaa-
ten nutzen ihre Position, von 
den USA und von China um-
worben zu werden. Katar ver-
sucht sich als Vermittler zu so 
genannten »Terror-Organisa-
tionen« einen Namen zu ma-
chen und hat im Hintergrund 
seine großen Gasvorkommen 
sowie die guten nachbar-
schaftlichen Beziehungen 
zum Iran. Saudi-Arabien will 
ein militärisches Schutzab-
kommen mit den USA und 
Unterstützung für ein eigenes 
Nuklearprogramm von den 
USA erzwingen, die Vereinig-
ten Arabischen Emirate spe-
zialisieren sich – mit teilweise 
israelischem Know-how – auf 
den Aus- und Aufbau soge-
nannter »Sicherheitstechnik« 
im Bereich von Überwachung 
und Künstlicher Intelligenz. 
Seit vielen Jahren gibt es zwi-
schen NATO-Staaten und den 
Emiraten eine Kooperation in 
der Rüstungsproduktion. 

Jordanien, dessen Bevöl-
kerung zu mehr als 60 Pro-
zent vertriebene Palästinen-
ser und deren Nachfahren 
(1948, 1967, 1973) besteht, 
fristet ein abhängiges Dasein 
als Militärbasis der USA und 
Britanniens, die das Land mit 
dem Friedensvertrag von 
1994 zur Kooperation mit Is-
rael verpflichtet haben. Ägyp-
ten ist nach dem Friedensver-
trag mit Israel von 1979 finan-
ziell und militärisch ebenfalls 
von den USA abhängig. Sy-
rien und der Libanon werden 
von der EU und den USA 
durch fortgesetzte Sanktio-
nen, politische und juristische 
Interventionen in der Schwe-
be gehalten. Israel drangsa-
liert beide Staaten seit Jahr-
zehnten mit Besatzung, Krieg 
und Schattenkrieg. Beide 
Staaten werden an politischer 
Souveränität und Entwicklung 
gehindert. 

Gespräche in Moskau 
Das russische Außenmini-

sterium hat die palästinensi-
schen Fraktionen zu einem 
mehrtägigen Dialog nach 
Moskau eingeladen. Seit Don-
nerstag sitzen zwölf palästi-
nensische Organisationen zu-
sammen, um einen Weg für 
eine nationale Einheit zu fin-
den. Das sei die einzige Mög-
lichkeit, die israelische Besat-
zung zu beenden, hieß es in 
einer Erklärung der Hamas. 

»Alle, die sich hier ver-
sammelt haben, stimmen in 
dem Wunsch überein, das pa-
lästinensische Volk zu schüt-
zen«, so die Erklärung. »Wir 
unterstreichen die Notwendig-
keit zur nationalen Einheit, um 
die Besatzung zu beenden 
und den externen Kräften, die 
sie unterstützen, insbesonde-
re den Vereinigten Staaten, 
entgegenzutreten und das le-
gitime Recht des palästinensi-
schen Volkes auf die Errich-
tung eines eigenen unabhän-
gigen Staates auszuüben.«  

Karin Leukefeld

Der Kampf um Palästina

Weitgehend unbeachtet, oft total verschwiegen von den westlichen Agenturen und selbsternannten Qualitätsmedien bemüht sich 
die russische Regierung immer wieder um eine Lösung für die Probleme im Nahen Osten. Am 21. November hielt sich eine De-
legation der Außenminister der Arabischen Liga und der Organisation der Islamischen Kooperation zu Gesprächen in Moskau 
auf, nachdem sie zuvor China besucht hatte. AFP, dpa und EPA/EFE bieten bisher keine Fotos zum aktuellen Treffen von zwölf 
Palästinenserorganisationen in Moskau an       (Foto: EPA-EFE/EVGENIA NOVOZHENINA / POOL)


